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Flächennutzungsplan Taucha - 3. Änderung  
Stellungnahme des Landratsamtes Nordsachsen als Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB 
 
Vorgelegte Unterlagen: 
 

• Schreiben vom 05.07.2023  

• Fortschreibung des Flächennutzungsplanes - Entwurf vom Dezember 2022 (M 1:10.000)  

• Begründung zur 3. Änderung und Ergänzung des Flächennutzungsplanes (Entwurf 12/2022)  

• Umweltbezogene Stellungnahmen 

• thematische Teilkarten für die Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu den oben bezeichneten Unterlagen gibt das Landratsamt Nordsachsen eine zusammengefasste 
Stellungnahme ab. 
 
Folgende Bereiche wurden in die Erarbeitung der Stellungnahme einbezogen: 
 

− Bauordnungs- und Planungsamt 
SG Planungsrecht/Koordinierung 
SG Bauordnung 
SG Denkmalschutz 

− Umweltamt 
SG Abfall/Bodenschutz 
SG Immissionsschutz 
SG Naturschutz 
SG Wasserrecht 

− Amt für Ländliche Neuordnung 
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− Ordnungsamt 
SG Untere Forstbehörde 

− Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft  
SG Wirtschaftsförderung und Tourismus 
SG Landwirtschaft 

 
Von den folgenden Sachgebieten wurden Hinweise zur Planung gegeben. Diese sollten bei der wei-
teren Bearbeitung der Planung bzw. in der Abwägung beachtet werden. 
 
Bauordnungs- und Planungsamt 
SG Planungsrecht/Koordinierung 
 
Zum vorliegenden Entwurf der 3. Änderung und Ergänzung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Taucha ergeben sich aus bauplanungsrechtlicher Sicht folgende Hinweise (ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit): 
 
Zur Begründung: 
 
Der Flächennutzungsplan wird wirksam, wenn die Bekanntmachung vollzogen ist, d.h. nach den 
dafür maßgeblichen landesrechtlichen Vorschriften – erforderlich ist eine ortsübliche Bekanntma-
chung – selbst wirksam geworden ist. Bei Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung in ei-
nem amtlichen Verkündungsblatt der Gemeinde tritt der Flächennutzungsplan am Erscheinungstag 
des Blattes in Kraft (EZBK/Krautzberger, 149. EL Februar 2023, BauGB § 6 Rn. 93). Die Erteilung 
der Genehmigung für die zweite Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Taucha wurde im 
Amtsblatt vom 01.04.2008 bekanntgemacht. Die Angabe zur Rechtskraft der zweiten Änderung ist 
daher auf Seite 3 der Begründung auf den 01.04.2008 zu ändern. 
 
Zu den Darstellungen: 
 
Nach § 5 Abs. 1 BauGB ist im Flächennutzungsplan für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus 
der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den vo-
raussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen.  
 
Der Flächennutzungsplan bedarf ferner der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. Die 
Genehmigung darf nach § 6 Abs. 2 BauGB nur versagt werden, wenn der Flächennutzungsplan 
nicht ordnungsgemäß zustande gekommen ist oder dem Baugesetzbuch, den auf Grund des Bauge-
setzbuches erlassenen oder sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht.  
 
Zu diesen sonstigen Rechtsvorschriften gehören auch die Verordnungen über die Festsetzung eines 
Landschaftsschutzgebietes (LSG).1 Im vorliegenden Fall wird das Gebiet der Stadt Taucha mit den 
LSGs „Parthenaue Machern“ und „Endmoränenlandschaft zwischen Taucha und Eilenburg“ großflä-
chig überdecken.  
 
Bei der Schutzgebietsverordnung zum LSG „Parthenaue Machern“ handelt es sich um ein überge-
leitetes LSG aus DDR-Zeiten. Der entsprechende Schutzzweck ist nicht auf den Innenbereich, son-
dern ausschließlich auf die Flächen anzusetzen, die dem bauplanungsrechtlichen Außenbereich 
zuzuordnen sind. Da in der besagten Verordnung keine expliziten Verbote festgesetzt sind, erfolgt 
der Verweis auf die gesetzlichen Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetztes (BNatSchG).  

                                            
1 Siehe BVerwG, Urteil vom 21.10.1999 – 4 C 1/99 
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Nach § 26 BNatSchG sind Landschaftsschutzgebiete rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in de-
nen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft erforderlich ist. Ferner sind in einem Land-
schaftsschutzgebiet unter besonderer Beachtung des § 5 Absatz 1 BNatSchG und nach Maßgabe 
näherer Bestimmungen alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen.  
 
Mit der vorliegenden Beteiligung wurden die Änderungsbereiche 10 (Firma Rösl) und 19 (Bebau-
ungsplan Partheblick) zurückgenommen, um einen Widerspruch zwischen den Bauflächen und dem 
Schutzzweck des LSG auszuräumen. Der geplante Wohnbaustandort Waldblick (Änderungsbe-
reich 41) mit der Darstellung einer Wohnbaufläche befindet sich allerdings innerhalb des LSG. 
Spätestens zur Beschlussfassung des FNP muss der Ausgliederungsbeschluss vorliegen, damit eine 
Vereinbarkeit mit den sonstigen Rechtsvorschriften hergestellt werden kann. Sollte das Verfahren 
des Bebauungsplans „Waldblick“ vor dem Beschluss des FNP abgeschlossen werden, muss die Aus-
gliederung spätestens vor dem Satzungsbeschluss der Satzung abgeschlossen sein. 
 
Mit den beschriebenen Bauflächenausweisungen ist zu erkennen, dass diese nach überschlägiger 
Prüfung geeignet sind dem Schutzzweck des LSG zuwiderzulaufen. Die Bodennutzung sowohl nach 
dem vorhandenen förmlichen Landschaftsschutzrecht als auch nach den Darstellungen des Flä-
chennutzungsplanes sind daher miteinander inhaltlich unvereinbar.  
Der vorliegende Entwurf des Flächennutzungsplanes mit den besagten Bauflächendarstellungen 
widerspricht daher sonstigen Rechtsvorschriften im Sinne des § 6 Abs. 2 BauGB (im vorliegenden 
Fall der Verordnung der besagten LSGs). Da der Flächennutzungsplan im Zeitpunkt seiner Be-
schlussfassung auch inhaltlich rechtmäßig sein muss, sind die besagten Flächenausweisungen zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung aus den Landschaftsschutzgebieten auszugliedern.  
 
SG Bauordnung 
 
Aus bauordnungsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen den Entwurf der 3. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Taucha, Stand 12/2022. 
 
SG Denkmalschutz 
 
Die Planungen sind denkmalschutzrechtlich von Belang. Gemäß § 1 Sächsisches Denkmalschutzge-
setz (SächsDSchG) sind Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege bei allen öffentli-
chen Planungen und Maßnahmen angemessen zu berücksichtigen. 
 
Baudenkmalpflegerische Belange 
 
In der Begründung im Punkt 4.5. Wohnbauflächenentwicklung werden zu Recht die historische 
Kernstadt, die Stadterweiterung aus dem 19. Jahrhundert, die Einfamilienhausbebauung und der 
Siedlungsneubau seit 1990, Industrie- und Gewerbeflächen sowie die Ortsteile mit ihren dörflichen 
Strukturen als wesentliche Elemente der urbanen Entwicklung beschrieben. Ausgeblendet bleibt 
dabei jedoch der Siedlungsbau aus der Zeit von 1933-1945, der in Taucha aufgrund seines erhebli-
chen Umfangs noch heute die Stadtstruktur in einem großen Maße prägt. Die Zwicksche Siedlung 
und die Siedlung der Gemeinnützigen Wohnungs-Baugenossenschaft in Leipzig sind hierfür charak-
teristische Beispiele, die als Sachgesamtheiten auch unter Denkmalschutz stehen. 
In der Planzeichnung sind flächenhafte oberirdische Kulturdenkmale nicht dargestellt. Dies be-
trifft zum Beispiel die eben genannten Siedlungen, den Stadtpark oder auch das Rittergut Taucha, 
die Rauchwarenfärberei Freese in der Kirchstraße oder die Emaillierfabrik Hoep in der Freiligrath-
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straße. Nicht verständlich ist für uns, warum Einzelbodendenkmale in der Planzeichnung aufge-
führt werden, oberirdische Einzelkulturdenkmale jedoch nicht. Wir bitten um entsprechende Kor-
rektur entsprechend der gültigen Planzeichenverordnung. Den entsprechenden aktuellen Auszug 
aus der Denkmalliste einschließlich einer Kartierung stellt Ihnen gern das Referat Inventarisati-
on/Listenerfassung des Landesamtes für Denkmalpflege Sachsen, 

 zur Verfügung. 
Für den Änderungsbereich 12 – Vorsorgestandort für Industrie und Gewerbe – wird als Ergebnis der 
Umweltprüfung in Bezug auf Kulturgüter festgehalten, dass keine Auswirkungen bestünden, weil 
sich im Änderungsbereich keine Kultur- und Sachgüter befinden. Wir gehen bei dieser Feststellung 
davon aus, dass Belange des Umgebungsschutzes nach § 2 Abs. 3 Satz 1 SächsDSchG für raumwirk-
same Kulturdenkmale hierbei kein Bestandteil des Untersuchungsrahmens waren, dies jedoch 
zwingend bei großdimensionierten Gewerbebauten zu erfolgen hat. 
Im Änderungsbereich 43 – Bebauungsplan Nr. 65 – wird der südliche Bereich von einer gemischten 
Baufläche in eine Gewerbefläche umgewidmet und von einer Anpassung eines sich im Verfahren 
befindlichen B-Plans gesprochen. Dieser Bebauungsplan lag den Denkmalbehörden jedoch bisher 
nicht zur Stellungnahme vor. Da sich in diesem Bereich das nun denkmalgeschützte HASAG-
Gebäude befindet und dessen bisherige Nutzung durch den vorgesehenen Neubau eines Ärztehau-
ses obsolet wird, benötigt das Kulturdenkmal eine neue Nutzung. Wir befürchten, dass durch die 
Ausweisung als Gewerbegebiet mögliche Nutzungsformen ausgeschlossen werden und plädieren 
zumindest für den südwestlichen Bereich des Plangebietes für eine fortdauernde Ausweisung als 
Mischgebiet. 
 
Archäologische Belange 
 
Das Landesamt für Archäologie Sachsen (LfA) erhebt gegen die Änderungen und Ergänzungen der 
3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Taucha keine Einwände. Die Stellungnahmen 
des LfA vom 19.12.2012 mit dem Aktenzeichen II-0513.21/21869/2012 und II-0513.21/21870/2012 
besitzen nach wie vor ihre volle inhaltliche Gültigkeit.  
Es ist ergänzend zu bemerken, dass der Bestand an archäologischen Denkmalen tatsächlich we-
sentlich umfangreicher sein kann, ist doch das in Rede stehende Gebiet Teil einer archäologisch 
vielschichtig geprägten Kulturlandschaft. Durch Neuentdeckungen wird sich die Zahl archäologi-
scher Kulturdenkmale ständig erhöhen. Es ist jederzeit eine Fortschreibung möglich.  
In einer historisch gewachsenen Landschaft sind es nicht nur die sichtbaren, sondern auch die 
überwiegend verborgenen archäologischen Spuren, die den Erscheinungscharakter einer ganzen 
Region entscheidend beeinflussen. Im Bereich der auf dem beigefügten Plan eingetragenen Kul-
turdenkmale sind Bodeneingriffe gänzlich zu vermeiden resp. auf ein Minimum zu reduzieren, um 
die archäologische Substanz mit ihrem weitgefächerten und unersetzbaren Quellenwert nicht zu 
zerstören.  
Flächen mit archäologischen Kulturdenkmalen sollen so genutzt werden, dass deren Erhaltung 
dauerhaft gewährleistet ist. Eine archäologische Ausgrabung, das bedeutet letztlich die Zerstö-
rung eines Bodendenkmals, sollte nur als letzte Möglichkeit in Betracht gezogen werden.  
 
Wir bitten um entsprechende Korrektur und Ergänzung des Flächennutzungsplanes und bitten um 
eine enge Einbindung in den Fortgang des Verfahrens. Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfü-
gung. 
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Umweltamt 
SG Abfall/Bodenschutz 
 
Die Stellungnahme der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde muss nachgereicht werden. 
 
SG Immissionsschutz 
 
Aus Sicht der unteren Immissionsschutzbehörde bestehen gegen die 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes teilweise Bedenken und Anmerkungen. Hierzu wird auf die einzelnen Änderungen Be-
zug genommen.  
Die Stellungnahme betrifft ausschließlich die markierten Änderungen in der Entwurfsfassung 
12/2022. Es erfolgte kein Vergleich des rechtskräftigen Flächennutzungsplanes mit der 3. Ände-
rung. So scheint z. B. im Norden von Seegeritz eine Mischbaufläche neu in den Flächennutzungs-
plan aufgenommen worden zu sein.  
 
Nr. 10 
In der Gemarkung Taucha, Flurstücke 674/9, 397/40 und 397/2 (teilweise) wird die nach dem 
BImSchG genehmigungsbedürftige Abfallbehandlungsanlage der Rösl Entsorgung GmbH & Co. KG 
betrieben. Grundlage hierfür bildet die Genehmigung nach § 4 BImSchG vom 10.03.2017 des Land-
ratsamtes Nordsachsen. Die Genehmigung wurde befristet bis zum 31.12.2048 erteilt. Sie schließt 
die Befreiung von den Verboten der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Parthenaue 
Machern" gemäß § 67 BNatSchG mit ein. Das Vorhaben ist planungsrechtlich zulässig, da es in ei-
nem örtlich-funktionalen Zusammenhang mit der Verfüllung der DK 0 Boden- und Bauschuttdepo-
nie Wachberg steht. Mindestens 80 % der Abfälle werden in die Deponie eingebracht. Die Stadt 
Taucha war im damaligen Genehmigungsverfahren beteiligt. 
Die Fläche ist als Grünfläche sowie Fläche für Wald im Flächennutzungsplan dargestellt. Damit 
handelt es sich nicht um die derzeitige Realnutzung. Hierzu sollte noch einmal eine Prüfung ggf. 
mit Rücksprache der unteren Naturschutzbehörde erfolgen.  
 
Nr. 12 
Wie bereits in den vorherigen Stellungnahmen der unteren Immissionsschutzbehörde ausgeführt, 
bestehen gegen die erhebliche Flächenerweiterung der gewerblichen Baufläche Bedenken, da die-
se an bestehende, rechtskräftige Bebauungspläne heranrückt, welche schutzbedürftige Nutzungen 
ausweisen (allgemeine Wohngebiete). Aufgrund der geplanten Flächengröße der gewerblichen 
Baufläche bestehen Bedenken hinsichtlich der Wahrung des Trennungsgrundsatzes nach § 50 Satz 1 
BImSchG. Die Begründung auf Seite 32 von 113 zielt darauf ab, dass insbesondere industrielle Nut-
zungen mit 24-Stunden-Betrieb entwickelt werden sollen. Aufgrund der möglichen Auswirkungen 
dieser sind schädliche Umweltauswirkungen nicht auszuschließen. Mit der jetzt vorliegenden Pla-
nung wird ein Konflikt geschaffen, welcher unter Umständen nicht im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens gelöst werden kann.  
Hierzu wird auch auf die aktuelle Rechtsprechung zu der Ausweisung von Emissionskontingenten in 
Industriegebieten verwiesen. 
 
Nr. 20 
Die Änderung befindet sich derzeit im Aufstellungsverfahren eines Bebauungsplanes und in der 
immissionsschutzfachlichen Prüfung.  
 
Nr. 23 
Die gewerbliche Baufläche wird Richtung Süden erweitert und Richtung Westen verkleinert. Bei 
der Entwicklung der gewerblichen Baufläche sollte darauf geachtet werden, dass eine Flächenver-
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träglichkeit gemäß § 50 Satz 1 BImSchG zu der südlich befindlichen Wohnnutzung eingehalten 
wird. Zudem wird eine größere Fläche eines Gewerbebetriebes mit einer Mischbaufläche über-
plant. Es sollte dabei nicht zu einer Einschränkung des bestehenden Betriebes kommen.  
 
Nr. 26 
Westlich der geplanten Wohnbaufläche befindet sich augenscheinlich ein Betrieb. Dieser ist der 
unteren Immissionsschutzbehörde nicht bekannt. Es ist darauf zu achten, dass dieser nicht durch 
das Heranrücken der Wohnbebauung eingeschränkt wird. Selbiges gilt für den nordöstlich gelege-
nen Betrieb, welcher in der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes neu als Mischbaufläche aus-
gewiesen wird.  
 
Nr. 31 
Wie bereits in den vorherigen Stellungnahmen der unteren Immissionsschutzbehörde zur 3. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes ausgeführt, verstößt die Änderung Nr. 31 im erheblichen Maße 
gegen den Trennungsgrundsatz nach § 50 Satz 1 BImSchG. Danach sind bei raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzu-
ordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 
Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die aus-
schließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete [...], so weit wie möglich vermie-
den werden.  
Entgegen den Ausführungen in der Begründung zum Flächennutzungsplan handelt es sich nicht um 
die Darstellung eines rechtsgültigen Bebauungsplanes. In diesem sind im südlichen Geltungsbe-
reich Mischgebiete ausgewiesen und keine Wohngebiete. Hierzu lag bisher nur ein Entwurf vor, 
gegen den aus Sicht der Belange der unteren Immissionsschutzbehörde erhebliche Bedenken geäu-
ßert wurden.  
Aufgrund der Ausweisung einer Wohnbaufläche neben einer gewerblichen Baufläche, in der bereits 
Gewerbebetriebe angesiedelt sind (u. a. eine IED-Anlage), verstößt die Änderung gegen den Tren-
nungsgrundsatz nach § 50 BImSchG.  
Das Vorhaben/die Änderung fügt sich zudem nicht in die nähere Umgebung ein. Gesunde Wohn- 
sowie Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 und 7 BauGB werden nicht gewahrt. Wird eine 
Wohnbaufläche neben den bestehenden Gewerbetrieben ausgewiesen, ist zukünftig mit Ein-
schränkungen für die bestehenden Gewerbenutzungen zu rechnen.  
Es wird vollumfänglich auf die Stellungnahme der unteren Immissionsschutzbehörde zur Entwurfs-
fassung des Bebauungsplanes vom 05.02.2018 verwiesen.  
Da es sich hierbei nicht um die Übernahme eines rechtskräftigen Bebauungsplanes handelt, ist aus 
unserer Sicht eine Umweltprüfung im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes erfor-
derlich.  
 
Nr. 41 
Zur geplanten Änderung liegt ebenfalls der Bebauungsplan "Waldblick" der Stadt Taucha vor. Die 
Prüfung hierzu erfolgt derzeit noch.  
 
Nr. 42 
Für die Fläche als Sportanlage wird gemäß den Ausführungen in der Begründung ein Bebauungs-
plan durch die Stadt Taucha aufgestellt. In diesem Rahmen sollte eine Schallimmissionsprognose 
erstellt und der unteren Immissionsschutzbehörde zur Prüfung vorgelegt werden.  
 
Nr. 43 
Im Rahmen des Verfahrens zum Bebauungsplan "Neubau Ärztehaus und Erweiterung vorhandener 
Handelsstandort Graßdorfer Straße" wurden Hinweise für die weitere Planung gegeben, um die 



Seite 7   Aktenzeichen 2012-06175 

 

immissionsschutzfachlichen Bedenken auszuräumen. Diese sollten zwingend berücksichtigt und 
genauer betrachtet werden. Bisher kann dem Vorhaben aus Sicht der unteren Immissionsschutzbe-
hörde nicht zugestimmt werden.  
 
Nr. 49 
Zur Änderung Nr. 49 kann erst eine immissionsschutzfachliche Beurteilung erfolgen, wenn hierzu 
nähere Angaben und Festsetzungen vorliegen.  
In dem geplanten urbanen Gebiet sind der unteren Immissionsschutzbehörde keine Wohnnutzun-
gen bekannt. Ebenfalls in der ausgewiesenen allgemeinen Wohngebietsfläche. Hierbei handelt es 
sich überwiegend um gewerbliche Nutzungen und Brachflächen.  
Bei der weiteren Planung und der Ausweisung der einzelnen Flächennutzungen ist der Trennungs-
grundsatz nach § 50 Satz 1 BImSchG besonders zu beachten und zu berücksichtigen.  
 
Nr. 51 
Gegen die Änderung im Flächennutzungsplan als auch gegen den Bebauungsplan Nr. 58a "Fried-
rich-Ebert-Wiese - Schul- und Sportcampus" der Stadt Taucha bestehen Bedenken. Hierzu wird auf 
unsere Stellungnahme vom 04.04.2023 auch bzgl. der Umweltprüfung verwiesen.  
 
weitere Anmerkungen/Bedenken 
 
Auf den Seiten 34 f. von 113 wird auf die Energieversorgung Bezug genommen. Dabei wird ein 
Schutzstreifen von 20 m beidseitig der Trassenachse verwiesen.  
In diesem Zusammenhang wird allgemein auf die Einhaltung der Anforderungen der 26. Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über elektromagneti-
sche Felder - 26. BImSchV) und der Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Ver-
ordnung über elektromagnetische Felder – 26. BImSchV (26. BImSchVVwV) verwiesen. In dieser 
sind in Abhängigkeit der installierten/zu installierenden Kabel verschiedene Schutzbereiche fest-
gelegt, welche unmittelbar gelten.  
 
Auf Seite 98 von 113 wird ausgeführt, dass im Gebiet Taucha keine nach dem BImSchG genehmi-
gungsbedürftigen Tierhaltungsanlagen oder andere Anlagen betrieben werden. Dies ist irreführend 
bzw. nicht korrekt. In der Gemarkung Taucha werden entlang der B 87 mehrere Tierhaltungsanla-
gen betrieben, welche der IED-Richtlinie als auch der 4. BImSchV unterliegen. Weitere Tierhal-
tungsanlage befinden sich im nördlichen Bereich von Taucha in Richtung der Gemeinde Jesewitz. 
Werden hierzu die genauen Standorte benötigt, teilen Sie uns dies bitte mit.  
 
SG Naturschutz 
 
Der FNP als vorbereitender Bauleitplan wird von den Kommunen in eigener Verantwortung aufge-
stellt. 
Die Änderung des FNP der Stadt Taucha bezieht sich hauptsächlich auf die Änderung und somit 
Anpassung der Darstellung von bestehenden Bebauungsplänen. Landschaftsschonend und ein-
griffsminimierend erfolgt die städtebauliche Entwicklung weitgehend durch Nutzung oder Abrun-
dung der vorhandenen Siedlungsstruktur. Die Prüfung der Umweltbelange bei geplanten Erweite-
rungen bzw. Änderungen von bestehenden Nutzungen mit Auswirkungen auf Naturschutzbelange 
werden im jeweiligen Verfahren bearbeitet. 
Die Ergebnisse der Umweltprüfungen für die Änderungsbereiche 12, 21 und 42 werden bestätigt. 
Die Grenzen der LSG sind weiterhin im aktuellen rechtskräftigen Verlauf (einschließlich der erfolg-
ten Ausgliederungen) darzustellen. Weitere Änderungen setzen ein entsprechendes Ausgliede-
rungsverfahren voraus. 
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Nach eingehender Prüfung des Planentwurfs hat die UNB auch weiterhin keine Bedenken gegen die 
3. Änderung des Flächennutzungsplans, soweit die folgenden Hinweise beachtet werden: 
 
Im Änderungsbereich Nr. 42 - Kriekauer Sportplatz ist die Aufstellung eines B-Planes vorgesehen. 
Dazu ist, als Ergebnis der Umweltprüfung, eine FFH-Verträglichkeitvorsprüfung durchzuführen. 
Entgegen der Ausführungen in der Begründung wird nach § 51 Abs. 5 SächsNatSchG eine Ausgliede-
rung aus dem übergeleiteten LSG "Parthenaue-Machern" zwingend notwendig. 
 
Die Aussagen im Kap.9 zu den möglichen naturschutzrechtlichen Ausgleichsflächen und 
-maßnahmen (Uferrenaturierung) können naturschutzfachlich nicht bestätigt werden. Eine ökolo-
gische Funktion im Sinne eines Kompensationserfordernisses als Ausgleich für Eingriffe in Natur 
und Landschaft kann durch diese Maßnahmen nur schwer dargestellt werden. 
 
Im Änderungsbereich Nr. 41 - B-Plan "Waldblick" wird auf den externen Ausgleich im B-Plan "Part-
heblick" hingewiesen. Dieser ist aber im vorliegenden Entwurf nicht mehr eingezeichnet und der 
vorgesehene Geltungsbereich ist als Fläche für Landwirtschaft gekennzeichnet. Dazu ist eine 
Überarbeitung/Anpassung notwendig. 
 
SG Wasserrecht 
 
Die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde muss nachgereicht werden. 
 
Amt für Ländliche Neuordnung 
 
Das ALN hat keine Hinweise bzw. Einwände. 
 
Ordnungsamt 
SG Untere Forstbehörde 
 
Die Stadt Taucha zeigt in der 3. Änderung des Flächennutzungsplans mehrere Änderungsbereiche 
auf. 
 
Änderungsbereich Nr. 20 
 
Waldenau: Der Änderungsbereich Nr. 20 deckt sich mit dem Geltungsbereich des Entwurfs des 
Bebauungsplans Nr. 2*/A Waldenau. In der Änderungsfassung des Flächennutzungsplans sind nicht 
alle Waldflächen dargestellt worden. Gemäß den Abstimmungen zum Bebauungsplan Nr. 2*/A 
Waldenau ist von folgenden Waldgrenzen im nördlichen Bereich des Änderungsbereichs auszuge-
hen (gelb): 
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Soll für eine Waldfläche in einem Bauleitplan eine anderweitige Nutzung dargestellt oder festge-
setzt werden, so prüft die Forstbehörde gem. § 9 SächsWaldG unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 7 SächsWaldG, ob die Voraussetzungen für die Genehmigung der Umwandlung nach § 8 Sächs-
WaldG vorliegen. Dazu ist eine Waldumwandlungserklärung zu beantragen und die notwendige 
Ersatzfläche nachzuweisen. Sofern die Waldumwandlungserklärung erteilt werden kann, wäre die-
se unter den Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 Satz 2 SächsWaldG auch für den daraus aufbauenden 
Bebauungsplan gültig. 

 
Änderungsbereich Nr. 24  
 
OT Sehlis: Zwischen den ehemaligen Gebäuden ist möglicherweise Wald im Sinne des § 2 Sächs-
WaldG entstanden. Unter der Voraussetzung, dass die nördliche Scheune nicht mehr in Nutzung 
bzw. der Bestandsschutz erloschen ist, ergeben sich die Waldgrenzen wie in der Karte dargestellt 
(grün). Die Waldfläche ist entsprechend in den FNP zu übernehmen. 
 

 
 
Wenn Sie diese Kartendaten digital erhalten möchten, wenden Sie sich bitte an SB 
Forstaufsicht, Waldökologie ( ). 
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Änderungsbereich Nr. 26  
 
OT Seegeritz: Auf dem Flurstück 71c, Gemarkung Seegeritz, befindet sich Wald im Sinne des  
§ 2 SächsWaldG (grün). Es ist § 25 Abs. 3 SächsWaldG zu beachten (Waldabstand). 
 

 
 
Die untere Forstbehörde stimmt dem Vorhaben aus forstrechtlicher Sicht nicht zu. 
 
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft  
SG Landwirtschaft 
 
Die Stellungnahme der unteren Landwirtschaftsbehörde muss nachgereicht werden. 
 

 
Ergeben sich bei der weiteren Arbeit am o .g. Flächennutzungsplan Änderungen, ist das Landrats-
amt als Träger öffentlicher Belange erneut zu beteiligen. 
 
Diese Stellungnahme bezieht sich auf die Aufgaben des Landratsamtes Nordsachsen als Träger öf-
fentlicher Belange. Sie trifft keine Aussagen dazu, ob der Flächennutzungsplan aus rechtsaufsicht-
licher Sicht genehmigungsfähig ist. Dies kann erst bei Vorliegen der zu dieser Prüfung erforderli-
chen Unterlagen erfolgen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 
Sachgebietsleiter 
 




